
Allgemeinverfügung

Glasverbot am 02.03.2014 zwischen 10:00
Uhr und 18:00 Uhr

Gemäß § 14 des Ordnungsbehördengesetzes NRW
(OBG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV NRW Seite 528) wird folgende
Verfügung erlassen:

1. Anlässlich des Karnevalsumzuges Alt-Oberhausen
wird am 02.03.2014 für den unter Ziffer 1 genannten
Bereich in der Zeit von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr das
Mitführen und Verwenden von Glasbehältnissen
außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt.

2. Das Verbot gilt räumlich für folgenden Bereich:
Havensteinstraße zwischen Christian-Steger-Straße
und Helmholtzstraße sowie Geibelstraße ab
Einmündung Otto-Dibelius-Straße

Das Verbot erstreckt sich bei den genannten Straßen
und Wegen im Grenzbereich auf beiden Seiten. Der
Geltungsbereich ist in der anliegenden Karte schraf-
fiert dargestellt. Die Karte ist Bestandteil der
Allgemeinverfügung.

3. Die Anordnungen dieser Allgemeinverfügung sind
sofort vollziehbar gemäß § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBI I,
Seite 686).

4. Diese Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die
Bekanntgabe folgenden Tag als bekannt gemacht.

Begründung:

Anlässlich des vom Hauptausschuss Groß
Oberhausener Karneval durchgeführten
Karnevalsumzuges Alt-Oberhausen zu der in der Regel
ca. 200.000 Besucher kommen, ist es häufig zu massi-
ven Störungen der öffentlichen Sicherheit im Bereich der
in Punkt 1 genannten Räumlichkeit gekommen.

Junge Menschen haben den Karnevalsumzug zum
Anlass genommen, sich im gesamten Bereich zu ver-
sammeln und dort mitgebrachten Alkohol zu konsumie-
ren.

Jugendliche und junge Erwachsene haben sich bereits
mehrere Stunden vor Beginn des Karnevalsumzuges
dort ausschließlich zum Alkoholverzehr versammelt. Die
Veranstaltung wurde genutzt, ungehemmt massiv
Alkohol - vorwiegend aus Glasflaschen - zu konsumie-
ren. Viele der geleerten Flaschen wurden auf den
Asphalt zerschlagen, Besucher und Besucherinnen
angepöbelt.

Sowohl von aggressiven Betrunkenen als auch von am
Boden liegenden Flaschen und Scherben geht eine
erhebliche Gefahr für die Gesundheit der Besucher, der
eingesetzten Ordnungskräfte und unbeteiligter Dritter

aus. Massive Schnittverletzungen durch Glasscherben
sind zu befürchten. Daneben ist auch der präventive
Einsatz von Polizeihunden ausgeschlossen, weil sich
die Tiere an den Scherben ebenso verletzen könnten.

Außerdem kann nicht ausgeschlossen werden, dass
Flaschen gezielt als Wurfgeschosse eingesetzt werden
und so ebenfalls gesundheitliche Schäden oder erhebli-
che Sachschäden herbeiführen können.

Es liegt nicht nur im Gefahrenverdacht, sondern bereits
mit dem Verbringen des Glases in die bezeichneten
Bereiche eine konkrete Gefahr vor, da die hinreichende
Wahrscheinlichkeit eines Schadeneintritts schon allein
durch dieses Verhalten besteht.

Denn bereits das massenhafte Einbringen und
Zerschlagen von Glasbehältnissen in und auf die
Verkehrsflächen ist eine Verletzung des geltenden
Rechts, nämlich des § 2 Absatz 2 der
Ordnungsbehördlichen Verordnung über die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung im Gebiet der Stadt Oberhausen (OVo). Die Er-
fahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass von
den in der Menschenmasse feiernden Personen ausge-
trunkene Flaschen nicht in Abfallbehältnissen, sondern
zu dem überwiegenden Teil „auf der Straße“ landen.
Rechtlich betrachtet liegt somit in all diesen Fällen
jeweils ein Verstoß gegen das Verunreinigungsverbot
vor und damit eine Störung der öffentlichen Ordnung.

Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Abstellen oder
gar Zerschlagen einer Flasche die potentielle Gefahr,
darin liegt vielmehr bereits die Störung der öffentlichen
Sicherheit. Die Gefahr, das heißt der zu erwartende
Eintritt der Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits mit
dem Einbringen von Glasflaschen in den Verkehrsraum
an Karnevalstagen gegeben. Denn die in den früheren
Jahren jeweils im Straßenraum festzustellenden unüber-
schaubaren Mengen von ordnungswidrig entsorgten
Glasflaschen und Glasscherben, können unter den
besonderen Umständen des Karnevals bei der gebote-
nen wertenden Betrachtung bereits als unmittelbare
Folge des Mitführens von Getränkeflaschen aus Glas
angesehen werden. Von einem bloßen
Gefahrenverdacht kann keine Rede mehr sein.

Damit ist die entscheidende materiell-rechtliche
Voraussetzung einer Regelung zur Gefahrenabwehr
erfüllt.
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Aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes ergibt
sich die Pflicht des Staates, sich schützend vor
Rechtsgüter wie die körperliche Unversehrtheit zu stel-
len und diese auch vor Eingriffen von Seiten Dritter zu
schützen. Dieser Bezug rechtfertigt ein solches
Glasverbot. Die körperliche Unversehrtheit, die
Gesundheit und das Leben genießen einen höheren
Stellenwert als die freie Entfaltung der Persönlichkeit
und rechtfertigen die Grundrechtseinschränkung.

Die widerstreitenden Interessen wurden unter
Beachtung der Verhältnismäßigkeit abgewogen. Die
Gesundheit der Besucher, die Sicherheit Unbeteiligter
und der Schutz hochwertiger Sachgüter wiegen mehr,
als die Interessen Einzelner an ihrer allgemeinen
Handlungsfreiheit. Andere mögliche geeignete, aber
weniger beeinträchtigende Maßnahmen sind nicht
ersichtlich, insbesondere kommen keine
Nebenbestimmungen in Betracht, mit denen die
Verfügung weniger einschneidend wäre. Die zeitliche
Befristung und die örtliche Beschränkung sind geeignet
und angemessen, die Grundrechtseinschränkung zu
Gunsten von Leib, Leben und Gesundheit der
Besucherinnen und Besucher der Veranstaltung und die
von unbeteiligten Dritten hinzunehmen.

Begründung zur Anordnung der sofortigen Vollziehung:

die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird aus folgen-
den im öffentlichen Interesse liegenden Gründen ange-
ordnet:
Zweck dieser Verfügung ist der Schutz der Gesundheit
von Menschen, die Unversehrtheit von Tieren und der
Schutz von hochwertigen privaten und öffentlichen
Sachgütern vor den glasbedingten Gefahren, die durch
eine hohe Zahl alkoholisierter Menschen auf kleiner
Fläche entstehen. Die Erfahrungen der Stadt Dortmund
anlässlich der Love-Parade 2008 mit einem Glasverbot
und die der Stadt Köln anlässlich des Straßenkarnevals
und bei Fußballspielen des FC Köln haben gezeigt, dass
mit einem Glasflaschenverbot die Zahl der
Körperverletzungen ganz erheblich zurückgegangen ist.

Dem Schutz auf körperliche Unversehrtheit müssen die
privaten Interessen am Verzehr von alkoholischen
Getränken in Glasbehältnissen zweitweise zurückstehen.

Angesichts der unkalkulierbaren alkoholbedingt enthem-
menden Folgen, der unter Alkoholeinfluss begangenen
Straftaten und der von Glasscherben ausgehenden
Gefahren überwiegt das öffentliche Interesse vor den
privaten Interessen, vom Vollzug dieser Verfügung bis
zur endgültigen Entscheidung in einem Klageverfahren
verschont zu bleiben.

Hinweis:
Das Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39,
40213 Düsseldorf kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf
Antrag die Anordnung der sofortigen Vollziehung aufhe-
ben und damit die aufschiebende Wirkung ganz der teil-
weise wieder herstellen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe beim Verwaltungsgericht Düsseldorf,
Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen
(ERVVO VG/FG) vom 7. November 2012
(GV.NRW.S.548) erhoben werden.

Oberhausen, 31.01.2014

Stadt Oberhausen
Bereich 2-4
Bürgerservice, Öffentliche Ordnung
Im Auftrag

Ohletz
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WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Buschhausener Str. 149, 46049
Oberhausen

Gem. § 52 Abs. 2 GmbHG in Verbindung mit §§ 5 und 11
Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages wird hiermit
Folgendes bekannt gemacht:

Mit Wirkung vom 11.11.2013 ist

Herr Frank Motschull

aus dem Aufsichtsrat der WBO GmbH ausgeschieden.

An seiner Stelle wurde 

Frau Sabine Lauxen

zum 12.11.2013 in den Aufsichtsrat der WBO GmbH ent-
sandt.

Oberhausen, 07.02.2014

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH
Die Geschäftsführung

Karsten Woidtke Maria Guthoff

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Buschhausener Str. 149, 46049
Oberhausen

Gem. § 52 Abs. 2 GmbHG in Verbindung mit §§ 5 und 11
Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages wird hiermit
Folgendes bekannt gemacht:

Mit Wirkung vom 18.11.2013 ist

Herr Andreas Bankamp

aus dem Aufsichtsrat der WBO GmbH ausgeschieden.

An seiner Stelle wurde 

Herr Jürgen Jeppel

zum 17.12.2013 in den Aufsichtsrat der WBO GmbH
entsandt.

Oberhausen, 07.02.2014

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH
Die Geschäftsführung

Karsten Woidtke Maria Guthoff
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über den
Erlass einer Veränderungssperre (Nr. 143)
für einen Teilbereich des
Bebauungsplans Nr. 691 -Mülheimer
Straße / Goethestraße- vom 09.01.2014

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 16.12.2013
folgende Satzung beschlossen:

Satzung

über die Veränderungssperre Nr. 143 vom
09.01.2014

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16
Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I,
S. 1548), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
18.09.2012 (GV.NRW.2012, S. 436), in seiner Sitzung
am 16.12.2013 folgende Satzung beschlossen:
§ 1

Es wird eine Veränderungssperre beschlossen.

Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-1 -Stadtplanung- vom 11.09.2013 umrandet
dargestellt und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre
Nr. 143 liegt in der Gemarkung Oberhausen, Flur 14,
und umfasst die Flurstücke Nr. 148 und 149.

§ 2

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre
(§ 1) dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde
Veränderungen von Grundstücken und baulichen
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-,
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorge-
nommen werden.

§ 3

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der
Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer
bisher ausgeübten Nutzung werden von der
Veränderungssperre nicht berührt.

§ 4

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald
und soweit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein
Bebauungsplan rechtskräftig wird, spätestens jedoch
am 22.02.2015. Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 BauGB
wurde der Zeitraum der Zurückstellung eines
Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB (12 Monate)
angerechnet.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Die Satzung über den Erlass der Veränderungssperre
(Nr. 143), ausgefertigt durch den Oberbürgermeister am
09.01.2014, wird hiermit bekannt gemacht.

Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.
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2. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436),
kann eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen,
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten
Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
hinaus, so ist den Betroffenen für dadurch entstande-
ne Vermögensnachteile eine angemessene
Entschädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf hin-
gewiesen, dass der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen kann, wenn die in § 18
Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass
er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der
Stadt Oberhausen beantragt.

Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

Der Wortlaut der Bekanntmachung über die Satzung der
erlassenen Veränderungssperre (Nr. 143) stimmt mit
dem Ratsbeschluss vom 16.12.2013 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999, zuletzt geändert am
05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 09.01.2014

Wehling
Oberbürgermeister
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DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 9,--
Euro, für sechs Monate 18,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 6. März 2014
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst/Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Frühjahr 2014

nimmt der Bereich 0-8 Kunst/Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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